
Vorbemerkung:

Alle Punkte der bestehenden Kooperationsvereinbarung, die nicht in Fettschrift ausdrücklich als erledigt gekennzeichnet, bzw. aktualisiert wurden, behalten ihre Gültigkeit. Neu aufgenommene Vereinbarungen wurden in Fettschrift gekennzeichnet. 
Präambel

Bündnis für Moers
(im folgenden BfM)

Zukunft durch nachhaltige Politik für Moers
In Fortsetzung der erfolgreichen Arbeit hat das BfM aus SPD, Bündnis 90/Die Grünen und Die Grafschafter, als politisch gestaltende Mehrheit im Rat der  Stadt Moers, ihre Kooperationsvereinbarung für die Wahlperiode 2014 bis 2020 für 2018 bis zur Kommunalwahl 2020 aktualisiert.
Gemeinsam verantwortlich für Moers handeln – Bündnis für Moers!

Die intensive Einbeziehung der Stadtgesellschaft in ihrer breiten Vielfalt ist eine wesentliche Voraussetzung erfolgreicher Stadtpolitik. Wir lehnen nachdrücklich perspektivlose und klientelorientierte Politik ab. Transparenz im politischen Handeln ist oberstes Gebot. 

Angesichts der Auswirkungen der Finanz- und Wirtschaftskrise auch auf die unzureichend durch Bund und Land in ihren vielfältigen Aufgabenstellungen unterstützten Kommunen und damit auf die kommunalen Finanzen ist die Aufrechterhaltung der finanzpolitischen Handlungsfähigkeit der Stadt Moers eine der Kernaufgaben gemeinsamer Politik für diese Wahlperiode. Entscheidend für die Moerser Zukunft ist die nachhaltige Haushaltskonsolidierung, die konsequente Stärkung als Wirtschaftsstandort und die Anziehungskraft für neue Einwohner/innen, um politische Gestaltungsmöglichkeiten zu erhalten. 

Moers ist eine attraktive und liebens- und lebenswerte Stadt. 

Moers hat Perspektive und Potenzial, das wollen wir nutzen. 

Städte sind Schrittmacher der gesellschaftlichen Entwicklung. Sie müssen sich mit globalen Trends und schärfer werdendem Wettbewerb in Europa auseinandersetzen inkl. der Folgen der Finanzkrise, die einerseits Handlungsräume verengen, aber auch neue Chancen eröffnen. 

Die vorliegende aktualisierte Kooperationsvereinbarung beschreibt die Felder und Zielsetzungen gemeinsamen politischen Handelns und erfüllt die Vereinbarung, die Zugrundeliegende nach Ablauf von 3 Jahren  auf Aktualität zu prüfen und ggfs. anzupassen.
1. 
Wesen der Kooperationsvereinbarung, Konsultationsverfahren


1.1
Diese Kooperationsvereinbarung bekundet den Willen der Fraktionen, alle wesentlichen kommunalpolitischen Entscheidungen im Rat der Stadt Moers gemeinsam zu treffen.


1.2
Unbeschadet der im Folgenden getroffenen Regelungen wird ein regelmäßiges Konsultationsverfahren vereinbart, das darauf ausgerichtet ist, etwaige Konfliktpunkte zwischen den Fraktionen rechtzeitig zu identifizieren und aufzulösen. 


1.3
Ist erkennbar, dass es über einen Sachverhalt Auffassungsunterschiede gibt, sind die Fraktionen gehalten, diese umgehend einander mitzuteilen.


1.4
Den Fraktionsvorständen obliegt es, gemeinsam geeignete Lösungsmöglichkeiten (in Form gemeinsamer Anträge) zu erarbeiten und den Fraktionen zu unterbreiten. In die Koordinationssitzungen der Kooperationspartner entsendet die SPD 4 Vertreter, die weiteren Kooperationspartner Bündnis 90/Die Grünen und Die Grafschafter jeweils 2 Vertreter. Der/Die den Fraktionen der Kooperation zugehörigen Bürgermeister können an den Sitzungen teilnehmen. Zu den Koordinationssitzungen der Kooperationspartner können Mitglieder des Verwaltungsvorstandes im Einvernehmen beratend hinzugezogen werden.


1.5
In der Regel stellen die Kooperationspartner Anträge gemeinsam. 

1.6 
Gemeinsame Vorberatungen zu den Fachausschüssen finden statt.


1.7
Gewissenentscheidungen wie zu Anträgen zur Abhaltung verkaufsoffener Sonntage sind möglich.


1.8
Einvernehmlich wurde die Zusammenarbeit als sehr konstruktiv, positiv und erfolgreich gewürdigt. Es ist gemeinsam gelungen, das Bündnis für Moers als die gestaltende Kraft im Moerser Rat zu etablieren und dies auch in die Bürgerschaft  hinein zu vermitteln.

1.9
Hervorgehoben wurde insbesondere, dass sich der konstruktive und sachorientierte Umgang miteinander gerade auch  in den Fällen bewährt hat, in denen es galt aus gegensätzlichen Auffassungen eine gemeinsame Haltung zu entwickeln.
2. 
Verabschiedung der Haushalte und des HSP, finanzwirtschaftliche Stabilität und    
           Perspektiven


2.1
Die kommunale Finanzlage ist von der demographischen Entwicklung, den steigenden sozialen Kosten und der Übernahme von Leistungen geprägt, die in nicht ausreichendem Ausmaß von Land und Bund refinanziert werden.


2.2
Die Fraktionen bekennen sich zu dem zwingenden Ziel, die finanzwirtschaftliche Handlungsfähigkeit der Stadt Moers zu erhalten. Deshalb sind entschlossene Konsolidierungsmaßnahmen im Rahmen des HSP nötig, um die Schulden zu begrenzen. Dazu gehören z.B. eine zügige Grundstücksvermarktung und der Verzicht auf eine Ausweitung freiwilliger Leistungen. Das Ziel der Kooperationspartner ist es, dass die Neuverschuldung für Investitionen die Tilgungsleistungen nicht übersteigen darf.


2.3
Die jährlichen Haushalte werden gemeinsam verabschiedet. Der Haushaltsentwurf der Stadt Moers wird in öffentlicher Veranstaltung erläutert und den Bürger/innen der Stadt Mitwirkungs- und Beteiligungsmöglichkeiten bei der Beratung des „Bürgerhaushalts“ geboten. Den Kooperationspartnern ist bewusst, dass angesichts der engen Zeitplanung 2014 dieses Konzept erst im Laufe des Jahres 2015 für den Haushalt 2016 realisiert werden kann. Die Kooperationspartner erklären ihre Bereitschaft, zur Umsetzung dieser bürgerfreundlichen Maßnahme für eine entsprechende Ressourcenausstattung der Verwaltung Sorge zu tragen und entsprechende Beschlüsse zu fassen.
Unsere moderne Verwaltung lebt von ihrer Transparenz, der raschen Zugänglichkeit zu Informationen und der Möglichkeit des direkten Austausches. Die modernen Medien und Plattformen, die das Internet bietet, tragen dazu wesentlich bei. Moers soll in vielerlei Beziehung Vorreiter für ein bürgerfreundliches E-Goverment werden. Ziel ist u.a., unter dem Stichwort “Bürgerkommune“, eine größtmögliche Transparenz, bürgernahe Nachvollziehbarkeit und Teilhabe an den haushälterischen Abläufen zu ermöglichen.
2.4
Es wird angestrebt, die so genannten freiwilligen Leistungen aufrecht zu erhalten. Über Quantität und Qualität der Angebote sind mit allen kommunalen und freien Trägern der Maßnahmen Zielvereinbarungen zu treffen.
2.5
Die Fraktionen streben an, die Gewerbesteuer nicht zu erhöhen. 
Auch weitere Steuererhöhungen sind bis einschließlich 2020 nach Möglichkeit auszuschließen. 


2.6
Auf die Fraktionen im Kreistag Wesel wird eingewirkt, ein freiwilliges Haushaltssicherungskonzept für den Kreis Wesel fortzuschreiben mit dem Ziel der Senkung der Kreisumlage.


Eine auf dem derzeitigen Niveau stabile Kreisumlage bis einschließlich 2020 wird angestrebt.
3.
Stadtentwicklung


3.1
Das Leitbild der Stadt Moers bleibt gültig mit den Schwerpunkten Einkaufsstadt, Kulturstadt, familienfreundliche Stadt der Generationen, Stadt mit Geschichte, bei besonderem Stellenwert der Wall- und Grabenanlage. Das Leitbild soll in den nächsten Jahren weiterentwickelt werden.

3.2
Günstiger Mietwohnungsbau wird als Baustein in der Umsetzung des FNP und bei der Innenentwicklung der Stadtteile bedarfsgerecht gefördert.
Grundlage eines neuen, weiter entwickelten Antrages zum Sozialen Wohnungsbau, s. Antrag Sozialer Wohnungsbau vom 18.09.2014, soll eine Bedarfsentwicklung / Prognose für die nächsten 10 Jahre sein.

Unter Einbeziehung der führenden Unternehmen Wohnungswirtschaft in Moers soll festgelegt werden, in welcher Höhe ein  Anteil, eine Quote von Sozialwohnungen bei Wohnungsneubauten der Wohnungswirtschaft in Moers  auch unter betriebswirtschaftlichen Gesichtspunkten auf städtischen Flächen und/oder in B-Plan Gebieten realisierbar ist und vorgegeben werden soll. Die unter Punkt 4.4 (ökologisches Paket) formulierte Zielsetzung ist zu berücksichtigen.

3.3
Die Schlossumfeldgestaltung soll bis 2020 abgeschlossen sein. Ein Veranstaltungsplatz Kastell mit dem Schloss als Kulisse wird im Zuge der Fortschreibung des Masterplans Innenstadt betrachtet und entsprechend der Ergebnisse vorangetrieben.


3.4
Weißes Haus und das Alte Landratsamt sollen saniert und einer gemeinschaftsorientierten städtischen Nutzung zugeführt werden. 

Landratsamt, die Sanierung soll Ende 2018 abgeschlossen und den neuen Nutzern übergeben werden. Bei der Ausstellung für Tradition und Brauchtum (Heimatpflege, Bergbau, Karneval, Heimatstube) wird eine Raumfindung in Zusammenarbeit mit dem SCI bei der Quartiersentwicklung NEU:MEERBECK, z. B. am Standort Barbaraschule, angestrebt. 

Das Weiße Haus soll im städtischen Besitz bleiben und nicht veräußert werden. Das BfM wird Nutzungsmodelle erarbeiten.

3.5 
Für den Bereich zwischen Kö und Trotzburg hat der Auftrag Bestand den Bereich zu überplanen und dem Rat Realisierungskonzepte vorzulegen. Dieses Konzept wird gemeinsam mit den interessierten Akteuren aus dem Museums- und Geschichtsverein, dem Initiativkreis Moers, der AG Moers und der Moerser Bürgerschaft offen beraten. Dabei sollen bestehende Konzepte als Grundlage einbezogen werden. Hierzu zählt auch die Prüfung des Baus einer Tiefgarage.

Die Planungswerksatt NeuerWall/Königlicher Hof wurde auf den Weg gebracht. Erste, zur Umsetzung geeignete Vorschläge liegen vor, sollen weiter konkretisiert und zur Entscheidung vorbereitet werden.  


3.6
Es wird ein verkehrsberuhigter Bereich auf der Unterwallstraße Höhe Rathaus geschaffen. Von der Wilhelm-Schroeder-Straße Höhe Bildungszentrum bis Unterwallstraße wird Tempo 30 ausgewiesen.

Kurzfristig soll eine provisorische fußgängerfreundliche Querung der Unterwallstrasse  in Höhe des Moerser Rathauses hinüber zum Altmarkt

umgesetzt werden. 
Die GRÜNEN bereiten einen entsprechenden Antrag vor.

3.7
Das notwendige und erfolgreiche Straßensanierungsprogramm wird zügig fortgesetzt.

3.8
Die Mitgliedschaft bei der Euregio Rhein-Waal bleibt erhalten, die entsprechenden haushaltsrelevanten Maßnahmen werden umgesetzt. 

3.9
Es wird halbjährlich im ASPU über die Projekte im Rahmen des Masterplans/Moerskonzept Innenstadt und des Integrierten Handlungskonzepts berichtet.


3.10
Das Moerser Schloss soll zeitnah ansprechend illuminiert werden. Die Frage der ökologischen Auswirkungen (Lichtverschmutzung) wird überprüft. Bei gegebenenfalls entstehenden, ungedeckten Betriebskosten soll eine Finanzierung über Drittmittel, u.a. von Sponsoren, angestrebt und geprüft werden. 
3.11
Mit Blick auf die vorliegenden Ergebnisse des Parkraumkonzeptes: Nutzung, Auslastung des bestehenden Parkplatzangebotes, mit Blick auf eine zu beschließende Installation intelligenter Parkleitsysteme, sowie auf Veränderung im Parkplatzangebot,  bleibt dieser Punkt zur laufenden Begleitung/Beratung in den städtischen Gremien bestehen.

3.12. 
An den Eingängen des Schlossparks werden an geeigneter Stelle Hinweisschilder („Park-Schilder“) zur Nutzung angebracht.

3.13 
Im Bereich der Moerser Innenstadt soll nach dem Vorbild anderer Städte ein City-WLAN aufgebaut werden. Moers Marketing wird beauftragt, die dafür notwendigen Sponsorengelder einzuwerben. Erledigt, s. Antrag vom 19.11.2014.
3.14
 Die Umsetzung der geplanten Bebauung ehemaliges Hortengrundstück u. a. wird von den Kooperationspartnern weiterhin unterstützt und begleitet. 

3.15 
Zum vorbeugenden und nachhaltigen Erhalt städtischer Liegenschaften wird ein Gebäudecontrolling ab 2015 (alle 2 Jahre) mit dementsprechenden Hinweisen eingeführt, das dem Rat weitsichtig ermöglicht, rechtzeitig mit notwendigen Maßnahmen und Investitionen zu reagieren. 
Mit Antrag vom 15.09.2014 auf den Weg gebracht
4.
Ökologisches Paket
4.1
Im Kontext der ökologischen Weiterentwicklung der Stadt Moers ist dem Aspekt der Nachhaltigkeit bei allen Entscheidungen als Querschnittsaufgabe in besonderer Weise Rechnung zu tragen. Es wird ein Verfahren geprüft, das die ökologischen und sozialen Auswirkungen von Beschlussvorschlägen der Verwaltung und Anträgen der Fraktionen für den Rat aufzeigt. Das Verfahren soll in Varianten anhand mehrerer Vorlagen getestet werden.

s. Antrag vom 27.03.2018


4.2 
Die Fraktionen vereinbaren, den Prozess der „Agenda 21“ weiterhin zu unterstützen und auf der Ebene der Ratsbeschlussfassungen zu integrieren. 

4.3
Gemeinsames Ziel ist die Ausweisung zusammenhängender Siedlungsflächen für den Wohnungsbau im Moerser Stadtgebiet, für die ökologische Mindeststandards vorgegeben werden, bis hin zur Ausweisung einer besonderen Siedlungsfläche, die insgesamt einer ökologischen Bauleitplanung unterliegt.
4.5
Im Rahmen des FNP, Verkehrsentwicklungs- und Umweltleitplanes sind umfangreiche Leitziele zum kommunalen Klima- und Umweltschutz formuliert worden. Mit der Teilnahme am European Energy Award-Prozess sind überdies hohe Fördermittel in die Prozessarbeit eingestellt worden, die einem strengen Controlling unterliegen. Für die Gewährleistung der Nachverfolgung dieser Ziele vereinbaren die Fraktionen: 


-
Der Anteil erneuerbarer Energien bei der kommunalen ENNI E&U wird weiter ausgebaut. Durch den Bau von Windkraftanlagen und die Ausweitung der Photovoltaik wird der Anteil sukzessive erhöht. Auch die Nutzung von Geothermie und Bioenergie soll geprüft und die Kraft-Wärme-Kopplung gefördert werden. Die im Aufsichtsrat der ENNI E&U vertretenen Mitglieder der Kooperation werden darauf hinwirken, dass ein Fahrplan für den vollständigen Umbau zu Ökostrom in der ENNI E&U entwickelt und dessen Umsetzung beschlossen wird. Hierbei ist auf Wirtschaftlichkeit und Sozialverträglichkeit zu achten.
-
Bei neuen städtischen Ausschreibungen für die Lieferung von Strom ist zertifizierter Ökostrom vorrangig zu berücksichtigen, dies ist ab 2017 zu realisieren. 
-
Im Falle der Sanierung städtischer Gebäude wird jeweils auch eine energetische Sanierung durchgeführt.

-
Das Angebot des Umweltverbundes „Bus, Bahn, Fahrrad“ ist kontinuierlich - sofern beeinflussbar - zu verbessern. 

-
Die fahrrad- und fußgängerfreundliche Stadt Moers wird konsequent weiterentwickelt. Eine Querung des Schlossparks wird für Fahrräder auch in Nord-Süd-Richtung ausgewiesen. Der klimaneutrale Radverkehr soll durch Pflege, Sanierung und Vervollständigung des Radwegenetzes verbessert werden. 
-
Für die Radstation am Bahnhof ist durch das Dezernat für Stadtentwicklung und Umwelt gemeinsam mit der Wohnungsbau der Stadt Moers ein tragfähiges Konzept zu entwickeln, das geeignet ist, das Bahnhofsumfeld zu ordnen und „wildes Abstellen“ zu minimieren. Bis zur Realisierung des Konzepts wird den Radfahrern am Bahnhof mittels Fahrradständern eine Abstellmöglichkeit geboten

Festgehalten wurde, dass die Radstation nicht wie erwartet frequentiert wird, und sich das Erscheinungsbild nicht gravierend verbessert hat und weiterer Handlungsbedarf besteht. 
-
Im Rahmen des Flächennutzungsplans wird Waldvermehrung angestrebt, ein Grünzugsystem im Kontext des Moersbachkonzepts der LINEG u.a. im Freizeitpark (ehem. GSV-MTV-Bereich) ausgeweitet. Die dort geplante Bebauung bleibt davon unberührt.
4.6
Zur raschen Umsetzung neuester Anforderungen zur Feinstaub- und Stickoxidreduzierung wird eine E-Mobilitäts-Strategie verbindlich in der Verkehrsentwicklungsplanung verankert. Über die federführenden Fachbereiche werden folgende Ziele verfolgt: 

· Aufbau einer Ladeinfrastruktur für E-Cars und E-Bikes im gesamten Stadtgebiet

· Aufbau von Angeboten zum E-Car- und E-Bike-Sharing im gesamten Stadtgebiet

· Einbindung des ÖPNV

· Inanspruchnahme des NRW-Förderpaketes zur Elektrifizierung des kommunalen Fuhrparks aus 2018
5.
Bürgernähe


5.1
Mobile Bürger-Service-Stellen werden nach Möglichkeit in Kooperation mit der Sparkasse am Niederrhein in deren Filialen im Stadtgebiet Moers nachfrageorientiert jeweils mit einem halben Tag pro Woche eingerichtet.

5.2
Die Einführung eines Bürgerkoffers wird zeitnah geprüft, mit dem die Stadtverwaltung Dienstleistungen flexibel an verschiedenen Standorten außerhalb der Behörde anbieten kann.

Der Maßnahmebeginn wird unverzüglich erwartet. Der mobile Bürgerservice wird Ende 2019 einer Wirksamkeitsprüfung unterzogen. Stehen Nutzung und Kosten in keinem vertretbaren Verhältnis zueinander und  haben sich gegebenenfalls Nachteile für den Bürgerservice im Rathaus ergeben, wird  über den mobilen Bürgerservice neu nachgedacht.

5.3
Der Verwaltungsvorstand wird gebeten, alle zwei Jahre in den Stadtteilen ein Gesprächsforum anzubieten. Im Rathaus soll in den Jahren dazwischen ein Tag der Offenen Tür mit Programm stattfinden. 
Alternativ wird das Bündnis für Moers in den Stadtteilen themen- und anlassbezogene Gesprächsforen initiieren.

5.4
Die Nachtabschaltung wird auf ihre Auswirkungen in Hinsicht auf Einsparungen für den Haushalt, ökologische Aspekte, Kriminalität und Unfallgeschehen in Kommunikation mit den Bürger/innen und den zuständigen Behörden überprüft und die Fortsetzung von einer gemeinsamen Bewertung im 1. Halbjahr 2016 abhängig gemacht.
Eine Rücknahme der Nachtabschaltung bedarf als HSP Maßnahme der Zustimmung der Bezirksregierung bedarf. Festgehalten

wurde, dass der positiven Bilanz von Polizei und Feuerwehr, keinerlei

Steigerung von Einbruchsdelikten, Unfällen etc. während der

Nachtabschaltung in den betroffenen Stadteilen, nach wie vor die gefühlte

Unsicherheit einzelner betroffener Bürger gegenübersteht.

Verabredet wurde die Bildung einer Arbeitsgruppe aus Vertretern des Bündnisses unter Beteiligung der ENNI, die den aktuellen Sachstand erfasst:
· Wie weit ist die Umrüstung auf LED gediehen?

· Wann ist die Umrüstung abgeschlossen?

· Wie hoch ist, nach Abzug der Investitionen, die erzielte Einsparung?

· Was kosten intelligente Lichtsteuerungsmodule, die auf Bewegungen reagieren und Straßenzüge bei Nutzung erhellen?

5.5
Das System der Abfallgebühren wird über ENNI im Vergleich mit anderen Städten einem Benchmark unterzogen und nach dem Prinzip „Umweltfreundliches Verhalten wie z.B. Müllvermeidung soll sich lohnen“ zeitgemäß unter dem Gesichtspunkt einer für alle Bürgerinnen und Bürger kosteneffizienten Modernisierung aktualisiert.
6.
Sportentwicklung


6.1
Der Sportentwicklungsplan wird fortgeschrieben. Dabei soll u.a. die Förderfähigkeit einer dezentralen Familiensportanlage mit in den Fokus genommen werden.


6.2
Solimare: Das Hallenbad soll auch für Schulen vormittags geöffnet werden, Aktivbad und Freibad wie geplant gebaut.


6.3
Die Eissporthalle wird saniert und für den Eissport im Winter und zusätzlichen Aktivitäten im Sommer genutzt.

7.
Soziale und kulturelle Infrastruktur


7.1
Quartiersentwicklung: Begegnungsstätten fördern, ambulante Versorgung als vorbeugende Strategie zur Heimunterbringung entwickeln. Deshalb bekennt sich das Bündnis für Moers zu dem Ziel, die Seniorenbegegnungsstätten zu erhalten und bedarfsgerecht zu gestalten. Im Jahre 2016 soll eine weitere Evaluation der Einrichtungen, begleitet durch Verwaltung, Sozialausschuss und Seniorenbeirat, erfolgen.

Zur Sicherung der innovativen Seniorenarbeit in den Begegnungsstätten beschließt das Bündnis den fortlaufenden  Ausgleich der Tariferhöhungen. 

7.2
Interkulturelle Arbeit: Eine Willkommenskultur für Menschen aus der EU und außerhalb soll gelebt und gefördert werden, auch für Bürgerkriegsflüchtlinge und Asylbewerber. Die Angebote für Migrantinnen und Migranten in den Stadtteilen werden weiterentwickelt. Kein aktueller Handlungsbedarf

7.3
Die Verbraucherberatungsstelle wird mit halbem kommunalem Anteil sichergestellt.
7.4 
Der Eigenbetrieb Bildung soll auch zukünftig so ausgestattet werden, dass die Einrichtungen ihren Bildungsauftrag nachkommen können. Insbesondere sind die städtisch geführten Außenstellen der Bibliothek in den Stadtteilen Moers-Repelen und Moers-Kapellen und die in freier Trägerschaft befindlichen Bücherausleihstellen in Moers-Meerbeck und Moers-Scherpenberg zu erhalten. 

7.5
Die Arbeit der Schulsozialarbeiter/innen soll finanzwirtschaftlich und HSP-kompatibel in Abstimmung mit der Finanzaufsicht unter Einbeziehung von Landes- und Bundesmitteln gesichert werden.


7.6 
Die Einrichtung von Beteiligungsmöglichkeiten für Kinder und Jugendliche an Politik wie z.B. beim Landtag NRW in Form eines „Kinder- und Jugendparlaments“ wird angestrebt. Kinder und Jugendliche werden auch Anträge stellen können. 
Die Einrichtung von Mit- und Selbstbestimmungsmöglichkeiten für Kinder und Jugendliche soll forciert werden. Das BfM erarbeitet Form und Inhalte in Zusammenarbeit mit Schulen, Jugendlichen und der Verwaltung. 

7.7
Für das Moers-Festival, das ComedyArts-Festival, die Musikschule, das Schlosstheater Moers, das Jugendkulturzentrum und die Jugendzentren gilt ein Bestandsschutz.

Kulturentwicklungsplan, Schlosstheater, Umsetzung der KEP Empfehlungen.
7.8
Gemeinsam mit den Organen der ENNI und Moers Kultur GmbH sollen wirtschaftlich tragfähige Konstruktionen geprüft werden, die einen deutlichen Kostendeckungsbeitrag aus einer optimierten Vermarktung der Veranstaltungsorte ENNI Sportpark Rheinkamp und Festivalhalle sichert.
7.9
Es soll wieder ein Moerser Parkfest geben. Favorisiert wurde die Anbindung Wiederbelebung des Parkfestes an einen Anlass, wie z. B. 2020  Abschluss/Einweihung  der Schlossumfeldgestaltung, Jubiläum 400 Jahre Festungsanlage (Wallanlage), LAGA Kamp-Lintfort mit geschätzt, 580.000 Besuchern, die auch für einen Besuch von Moers wenigstens anteilig gewonnen werden können.

7.10. Das BfM befürwortet die Wiederbelebung eines Moerser Umweltpreises.
Es soll eine AG gebildet werden, die u. a auch über einen moderneren, Zeit gemäßen Titel als ökologischem Umweltpreis nachdenkt, Vorschläge unterbreitet und einen Umweltpreis auslobt, der sich gezielt auch an Kinder- und Jugendliche richtet. 

8.
Stadtmodernisierung und E-Gouvernement

8.1
 Die sich verändernde Bevölkerungsstruktur und die Möglichkeiten der Digitalisierung der Lebens- und Arbeitswelt erfordern eine Modernisierung der Strukturen und Arbeitsweisen von Stadtverwaltung und Rat. Durch Aufgabenkritik und Prozessoptimierung sollen Verwaltungsaufgaben schneller, effizienter und kostengünstiger gestaltet werden. Durch die Nutzung der Möglichkeiten moderner Informations- und Kommunikationstechnologie wird die Bürgernähe der Stadtverwaltung verstärkt. 

8.2
Moers wird zu einer Musterstadt E-Government entwickelt. Ziel ist es, die Verwaltung einfacher, bürgerfreundlicher und effizienter zu machen. Dazu soll mit Begleitung des KRZN und z.B. der Hochschule Rhein-Waal ein Konzept analog dem der bestehenden Musterstadt Düren entwickelt werden.


8.3
Als weitere Maßnahmen werden zunächst an maximal 2 rathausfernen Standorten Bürgerterminals als stationäre Kommunikationsangebote zur Bearbeitung von Bürgerserviceangelegenheiten eingerichtet und erprobt. 

9.
Wirtschaftsförderung/Tourismus, interkommunale Zusammenarbeit


9.1
Die Stadt Moers soll als attraktiver Wirtschaftsstandort ausgebaut werden. Der Niederrhein bildet ein Scharnier zwischen den ZARA-Nordseehäfen und den Transportwegen nach NRW und weiter nach ganz Mitteleuropa. Gemeinsam mit den Nachbarstädten wollen wir an der Wertschöpfung teilhaben und so den Strukturwandel weiterführen. Eine notwendige Kooperation der Kommunen gilt für die wir4-Kommunen, grenzüberschreitend im Rahmen der Euregio Rhein-Waal, aber auch - punktuell – mit Städten der Metropolregion Rhein-Ruhr. Eine regional angepasste Strategie ist notwendig, um die Rahmenbedingungen für die ansässigen Unternehmen zu verbessern, für neue Ansiedlungen attraktiv zu werden und damit den Standort insgesamt zu optimieren. Die Kompetenzen der EAW des Kreises Wesel und der Regionalagentur NiederRhein sollen dafür genutzt werden.

9.2
Die Aktivitäten zu Wirtschaftsförderung und Tourismus werden auf Kooperationsmöglichkeit und Schaffung von Synergien mit den umliegenden Städten, auch mit Duisburg, Krefeld und den Kommunen des Kreises Wesel, überprüft.


9.3
Es wird angestrebt, die interkommunale Zusammenarbeit über wir4, ENNI sowie weitere städtische  Gesellschaften und Verwaltungseinheiten zu intensivieren, um Synergieeffekte zu erzielen.

9.4
Das Bündnis wird in enger Kooperation mit den Nachbarstädten (insbesondere wir4) alles daran setzen, dass sich in Moers unternehmerische Aktivitäten entfalten können. So kann der bisher gelungene Weg des Strukturwandels weiter vorangetrieben und zusätzlich gute Arbeit und Beschäftigung entstehen. Wir werden die Kompetenz der Verwaltung als Ansprechpartner für an Moers interessierte und in Moers wirkende Unternehmen stärken. Durch gute Bestandspflege können Kontakte geknüpft, Ausbaupotentiale unterstützt und langfristig Betriebe gehalten werden. Das schließt ausdrücklich ein, die Zusammenarbeit mit allen bereits in Moers tätigen Unternehmen weiter zu entwickeln.
10.
Personalentwicklung Stadtverwaltung und Töchter


10.1
Bei der Personalentwicklungsplanung ist der Altersaufbau der Verwaltung zu beleuchten. Es sind rechtzeitig Strategien für eine Personalrekrutierung zu entwickeln, um die Leistungsfähigkeit der Verwaltung zu erhalten und die Kompetenzen und den teilweise jahrzehntelang aufgebauten Erfahrungsschatz zu sichern (Wissenstransfer, Know-How-Sharing). Dafür ist Ausbildung und langfristige Personalentwicklungsplanung durchzuführen.


10.2
Der Personalausschuss bzw. eine zu dem Zweck eingerichtete Arbeitsgruppe arbeitet den Stellenplan der Verwaltung durch und verabredet neue Ziele im Rahmen des HSP. Dabei werden die Stellenstreichungen aus der HSP-Maßnahme Nr. 1 ab 2016 und die Vorschläge der GPA im Einzelnen konkret auf Umsetzbarkeit überprüft. Die Struktur der Fachbereichsleitungen wird in diese Untersuchung einbezogen. Die Zahl der Fachbereichsleitungen wird im technischen Dezernat um eine reduziert.

10.3. 
Notwendige, sich zwingend aus der Haushaltskonsolidierung ergebende personalwirtschaftliche Maßnahmen werden sozialverträglich umgesetzt. Auf die zwischen der Moerser Verwaltung und der Personalvertretung bestehende Dienstvereinbarung wird ausdrücklich Bezug genommen.

10.4 
Sofern von Seiten der Verwaltung weiter erwogen wird, bisher unmittelbar durch die Stadt Moers wahrgenommene Aufgaben auf Dritte zu übertragen, gilt vorrangig zunächst der Grundsatz „Optimieren (innerhalb der Verwaltung) vor Privatisieren“. Die Kooperationspartner vereinbaren für die Dauer der Wahlperiode selbst keine weiteren Initiativen in Richtung Privatisierung einzuleiten.

10.5
Konzern Stadt Moers: Die Kooperationspartner vereinbaren die zeitnahe Einführung eines zentralen halbjährlichen Berichtswesens und Controllings der vom Rat beschlossenen Masterpläne und Leitlinien. Es umfasst alle Produktbereiche und städtischen Beteiligungen sowie Benchmarkuntersuchungen für zunächst den nachfolgenden Adressatenkreis: Rat, Bürgermeister, Verwaltungsvorstand, Mitglieder von Aufsichtsräten.

10.6
Die Kooperationspartner vereinbaren in diesem Kontext die Schaffung einer sachgerechten Personal- und Sachausstattung der Verwaltung zur Realisierung der vereinbarten Aufgabenstellung in Anlehnung an die Vorschläge des Gutachtens von Rödl&Partner zur Weiterentwicklung der ENNI und zum Konzerncontrolling. Dazu wird die Verwaltung zeitnah beauftragt, eine Vorlage zum Ressourcenbedarf zu fertigen, in die auch Erfahrungen anderer Städte einfließen sollen, damit der Rat der Stadt Moers aufgabengerecht über die Ressourcenausstattung ggfs. Ressourcenumverteilung entscheiden kann.

11.
Konstituierung der Ausschüsse und weiterer Gremien

11.1
Ausschüsse: Der Schulausschuss wird mit dem Sportausschuss zusammengelegt. Diese Zusammenlegung wird nach einem Jahr auf ihre Zweckmäßigkeit überprüft. Der Feuerwehrbereich soll dem Personalausschuss zugeordnet werden, 17er und 19er Ausschussgrößen sollen erhalten bleiben. Die Fraktionen vereinbaren weiterhin, dass der Nachhaltigkeitsbeirat in seiner Funktion und Besetzung erhalten bleibt. Über weitere Veränderungen der Ausschuss- und Beirätestruktur soll in der Wahlperiode beraten werden (Konsultationsgespräche nach 3 Jahren)
11.2
Die Größe der Verwaltungs-/Aufsichtsräte ENNI AöR, Wohnungsbau, MoersMarketing und Moers Kultur werden so geändert, dass alle Fraktionen mit Stimmrecht vertreten sind, um eine größtmögliche Transparenz zu gewähren. 

11.3 
Die Kooperationspartner unterstützen die Mitglieder der SPD in den Aufsichtsräten der Gesellschaften bei der Wahl zum Vorsitz.
Die Kooperationspartner unterstützen den Kandidaten der Grünen bei einer Gesellschaft bei der Wahl zum Vorsitz.
11.4
Bündnis 90/Grüne stellen einen Vertreter für den Euregiorat.

11.5
Die SPD überlässt der Fraktion Die Grafschafter einen Platz im vhs-Beirat.

11.6 
Die Verkleinerung des Rates auf 50 Mitglieder zur Kommunalwahl 2020 wurde einvernehmlich auf den Weg gebracht und im Rat beschlossen.

12.
Personalentscheidungen

12.1
Auf die Einrichtung eines 3. stv. Bürgermeisters wird verzichtet.
12.2
Bei Personalentscheidungen verbleibt es bei den in der Hauptsatzung festgelegten Regelungen, so bleibt die Zahl der Wahlbeamten für die Wahlperiode auf höchstens vier begrenzt. Im Konsultationsverfahren im Herbst 2017 wird durch die Kooperationsfraktionen abschließend über die Zahl der Wahlbeamten entschieden.

12.3
Der Technische Beigeordnete wird ausgeschrieben, das Dezernat wird zuständig für Stadtentwicklung, Stadtplanung und Umwelt. Dadurch ist gewährleistet, dass Aspekte und Projekte des Umweltschutzes an zentraler Stelle in der Verwaltung in Entsprechung zum ASPU bearbeitet werden. Externe Besetzung ist gewünscht, das Vorschlagsrecht liegt bei Bündnis 90/Die Grünen, die Wahl erfolgt im Einvernehmen.
12.4
Die SPD hat das Vorschlagsrecht bei der Wahl des/der  nächsten neuen  Beigeordneten. Davon ausgenommen wurde ausdrücklich die Wiederwahl des derzeitigen Planungsdezernenten und  die gemeinsame, geschlossene  Unterstützung der Wiederwahl des Kämmerers und 1. Beigeordneten Wolfgang Thoenes.
12.5
Beim altersbedingten Ausscheiden von Hans-Gerhard Rötters wird zur Wahl der Nachfolgerin/des Nachfolgers eine Auswahlkommission unter Federführung der SPD gebildet. Die anstehende Vertragsverlängerung von Lutz Hormes findet die gemeinsame und geschlossene Unterstützung der Bündnispartner.
12.6
Die Bestellung eines weiteren Geschäftsführers im Konzernverbund ENNI wird angestrebt.

12.7
Geschäftsführung Wohnungsbau: Es wird rechtzeitig eine gemeinsam getragene Lösung angestrebt.
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